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Bebauungsplan Judenhut-Képpel
hier: a) Aufstellungs- und Offenlagebeschluss
b) Beschluss Veranderungssperre

Beschlussvorschlaqg:

a) Die Aufstellung des Bebauungsplans ,Judenhut-Képpel — Anderungsplan 11
wird geman § 2 Abs.1 BauGB mit gedndertem Geltungsbereich erneut beschlossen.

Der Entwurf fiir den Bebauungsplan ,Judenhut-Képpel — Anderungsplan 111* wird zur
offentlichen Auslegung gemaf § 3 Abs. 2 BauGB gebilligt.

b) Die Geltungsdauer der am 20.06.2017 beschlossenen Veranderungssperre wird gemaf
§ 17 Abs. 1 Satz 3 BauGB um ein Jahr verlangert.

Blirgermeister/Dezernent:




Begriindung:

Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 20.06.2017 die Aufstellung des Bebauungsplans ,Judenhut-
Koéppel — Anderungsplan I11“ beschlossen. Der Entwurf des Bebauungsplans liegt nun vor und ist
zu beschlielRen. Der Bebauungsplanentwurf bezieht sich nur auf die Beschrankung der Zahl der
Wohnungen je Gebaude. Die ubrigen Festsetzungen des Bebauungsplans Judenhut-Képpel
bleiben unverandert, insbesondere der Planteil erfahrt keine Anderung.

Die Neuaufstellung ist erforderlich, da der Geltungsbereich der Ill. Anderung um den Bereich des
vorhandenen Geschosswohnungsbaus an der Karl-Rader-Allee reduziert wurde. Einzelne Gber das
Plangebiet verstreut liegende Gebaude mit mehr als der kiinftig zulassigen Zahl an Wohnungen,
erhalten einen erweiterten Bestandsschutz, der auch einen Wiederaufbau nach Untergang der
Gebaude z.B. nach Brand gemaR bestehender Baugenehmigung zulasst.

Die Begrundung fur die Aufstellung ist, wie im Stadtrat bereits diskutiert, folgende:

Der Uberwiegende Teil des Geltungsbereiches ist mit sehr grof3zigigen, villenahnlichen
Einfamilienhdusern auf relativ groRen Grundsticken bebaut. Der Bebauungsplan verweist
hinsichtlich der Grundflachenzahl und der Geschossflachenzahl auf die Hoéchstmale der
Baunutzungsverordnung zum Zeitpunkt der Beschlussfassung tber den Bebauungsplan (GRZ 0,4;
GFZ 0,8). In Verbindung mit den relativ groRziigig gestalteten Baufenstern kdnnen auf den
Grundsticken auch gréflere Mehrfamilienwohnhduser errichtet werden, da die Anzahl der
Wohneinheiten nicht begrenzt ist.

Trotz dieser Vorgaben ist fast im gesamten Geltungsbereich ein sehr homogenes Wohngebiet
entstanden. Durch verschiedene Anfragen sowie Grundstiicksverkaufe in der letzten Zeit wurde
deutlich, dass sich nunmehr ein Generationenwechsel in dem Baugebiet abzeichnet. Insbesondere
die Anfragen machen deutlich, dass aufgrund der derzeit Ublichen Grundstickspreise
insbesondere Bautrager Interesse an den Grundstlcken zeigen, die dann Mehrfamilienhduser
errichten wollen.

Dieser Prozess wurde nach und nach zu einem deutlichen Wandel in dem Baugebiet fihren durch
den es zu Spannungen und Konflikten mit den derzeitigen Bewohnern kommen kann.
Stadtebaulich ist es nicht gewtinscht, dass es zu einer unkontrollierten Nachverdichtung in diesem
Bereich kommt. Der bestehende Bebauungsplan reicht als Steuerungsinstrumentarium nicht aus.

Aus diesem Grund soll der Bebauungsplan (Uberarbeitet werden. Ziel des
Anderungsbebauungsplanes ist es insbesondere die Zahl der Wohneinheiten auf ein fir die
bestehende Bebauung vertragliches Mald festzulegen. Die Geltungsbereiche des
Ursprungsbebauungsplanes sowie des Anderungsbebauungsplanes sind deckungsgleich.

Zur Sicherung der Planung ist die beschlossene Veranderungssperre um ein Jahr zu verlangern.

Eine Veranderungssperre ist eine Satzung der Gemeinde, wodurch die Erteilung von
Baugenehmigungen im Interesse einer angestrebten neuen Bauleitplanung verhindert werden soll.
Sie ist in den §§ 14 bis 18 des Baugesetzbuches (BauGB) vorgesehen.

Die Veranderungssperre soll die Gemeinden wahrend der Erstellung von Bebauungsplanen vor
tatsachlichen Veranderungen schitzen. Sie hat zunachst die Wirkung einer generellen Bausperre:
Bauliche Vorhaben wie die Errichtung, die Anderung und die Nutzungsénderung einer baulichen
Anlage durfen nicht mehr durchgefihrt werden. Auch sonstige wesentliche Veranderungen von
Grundstucken oder baulichen Anlagen sind zunéchst unzulassig.



Allerdings kann eine Ausnahme von der Veranderungssperre im Einvernehmen mit der Gemeinde
zugelassen werden, wenn oOffentliche Belange dem nicht entgegenstehen.

Es besteht sogar ein Anspruch auf eine Ausnahme von der Veranderungssperre, wenn das
Bauvorhaben die Verwirklichung des geplanten Bebauungsplans nicht beeintrachtigt.

Als Anlage beigefiigt sind der Ubersichtsplan Anlage 1, der neue Geltungsbereich Anlage. 2, die
Bestandsaufnahme Anlage 3 der Anzahl von Wohnungen je Gebdude und der Textteil Anlage 4.
Die Begrundung wird zum Stadtrat nachgereicht. Die Begriindung entspricht in den wesentlichen
Teilen den oben gemachten Ausfihrungen, die dem Stadtratsbeschluss bereits im Juni 2017 zu
Grunde gelegen haben.



	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt

